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Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548), 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Hess. Bauordnung (HBO) vom 15.01.2011 (GVBI. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 30.11.2015 (GVBl. S. 457). 
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung 
 

Verfahrensvermerke:  
 
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadtverordneten-

versammlung gefasst am 

 

07.02.2008 

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntge-

macht am 

 

27.03.2008 

Bestätigung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 BauGB durch die Stadtver-

ordnetenversammlung am 

03.04.2014 

Die Bestätigung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde 

ortsüblich bekanntgemacht am 

 

17./18.04.2014 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am 

 

17./18.04.2014 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom 

bis einschließlich 

22.04.2014 

09.05.2014 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am  

 

23.12.2014 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

05.01.2015 

06.02.2015 

  

Die erneute Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich bekannt-

gemacht am 

 

24.05.2016 

Die erneute Öffentlichkeitsbeteiligung § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

01.06.2016 

01.07.2016 

  

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. § 9 Abs. 4 

BauGB und § 81 HBO erfolgte durch die Stadtverordnetenversammlung am  

 

06.10.2016 

  

Die Bekanntmachungen erfolgten im Starkenburger Echo.  

  

Ausfertigungsvermerk:   

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen 

Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die 

Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.  
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2 Textliche Festsetzungen 
 

 Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes „Nordstadt II“ werden für seinen Geltungsbereich 
die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes 
„Nordstadt“, Blatt Nr. 2 von 1985 durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes „Nord-
stadt II“ ersetzt. 
 

2.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)  
 

2.1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 BauNVO) 
 

2.1.1.1 Die im Allgemeinen Wohngebiet nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO allgemein zulässigen An-
lagen für kirchliche und kulturelle Zwecke sind unzulässig. 
 

2.1.1.2 Die im Allgemeinen Wohngebiet nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbe-
betriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) sind unzulässig. 
 

2.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

2.2.1 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

 Der untere Bezugspunkt für die Ermittlung der im Bebauungsplan festgesetzten Höhe bau-
licher Anlagen ist die Höhenlage der das Grundstück erschließenden Planstraße, gemes-
sen in der Mitte des Grundstücks auf der Straßenachse (Gradientenhöhe) der Verkehrs-
fläche. Die Höhenlage dieses Punktes ist durch lineare Interpolation aus den beiden be-
nachbarten in der Planzeichnung festgesetzten Straßenhöhen zu ermitteln. Bei Eckgrund-
stücken (d.h. durch zwei Straßen erschlossenen Grundstücken) gilt die Traufseite als Be-
messungsgrundlage. Der festgesetzte untere Bezugspunkt gilt auch für die Berechnung 
der Abstandsflächen. 
 

2.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO) 
 

 Im Teilbaugebiet Nr. 1 ist die abweichende Bauweise zulässig: Gebäude in offener Bau-
weise dürfen eine Länge von 20,0 m nicht überschreiten. 
 

2.4 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs.3 BauNVO) 
 

 Die festgesetzten Baugrenzen dürfen durch Balkone, Loggien, Erker und Terrassen bis zu 
einer Tiefe von 2,0 m und einer Gesamtbreite von höchstens der Hälfte der Gebäudefront 
bzw. des Fassadenabschnittes ausnahmsweise überschritten werden, sofern diese nicht in 
die nach der HBO mindestens vorgesehene Tiefe der Abstandsflächen von 3,00 m zur 
Nachbargrenze hineinreichen. 
 

2.5 Nebenanlagen (§ 23 Abs. 5 BauNVO) 
 

2.5.1 Nebenanlagen über 20 m³ Brutto-Rauminhalt sind außerhalb und innerhalb der festge-
setzten überbaubaren Grundstücksflächen unzulässig. 
 

2.5.2 Garagen und Stellplätze sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. Garagen und sonstige Nebengebäude müssen zu öffentlichen Verkehrsflä-
chen einen seitl ichen Grenzabstand von mindestens 1,0 m einhalten.  
Dieser Bereich ist zu begrünen. Versiegelungen sind nicht zulässig. Gemessen wird vom 
äußeren Rand der Straßenbegrenzung bis zu der zur Straße orientierten Außenwand.  
 

2.6 Mindest- und Ho c̈hstmaße fu r̈ die Gro¨ße, Breite oder Tiefe von Baugrundstuc̈ken 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
 

2.6.1 Auf den Flächen, für die der Bebauungsplan eine Bebauung mit Hausgruppen zulässt, darf 
die Breite der Baugrundstücke 5,0 m nicht unterschreiten und 8,0 m nicht überschreiten. 
Die Größe der Grundstücke darf 160 m² nicht unterschreiten.  

 

2.6.2 Auf den Flächen, für die der Bebauungsplan eine Bebauung mit Einzel- und Doppelhäu-
sern zulässt, beträgt die Mindestgröße der Baugrundstücke für Einzelhäuser 300 m² und 
für Doppelhaushälften 200 m². Die maximale Grundstücksgröße darf bei Einzelhäusern 
700 m² und bei Doppelhaushälften 345 m² nicht überschreiten. 
 

2.6.3 Die Festsetzungen 2.6.1 und 2.6.2 gelten nicht nur für Wohngebäude auf real geteilten 
Grundstücken (mit tatsächlichen Grundstücksgrenzen), sondern auch für Doppelhaushälf-
ten und Häuser von Hausgruppen, die z.B. nach Wohnungseigentumsgesetz (WEG) auf 
real nicht geteilten (Gemeinschafts-) Grundstücken errichtet werden. 
 

2.6.4 Ausnahmen von den Festsetzungen 2.6.1 und 2.6.2 (Höchstmaße von Baugrundstücken) 
sind zulässig bei Endgrundstücken von Hausgruppen oder bei Eckgrundstücken von Ein-
zelhäusern (d.h. an 2 Straßen oder 2 Grenzen des Plangebiets grenzende Grundstücke), 
wenn dies der Grundstückszuschnitt nötig macht sowie bei Baugrundstücken, auf denen 
Mehrfamilienhäuser errichtet werden. 
Von den festgesetzten Höchstmaßen der Baugrundstücke sind weiterhin Ausnahmen zu-
lässig bei Bildung eines Gemeinschaftsgrundstückes für mehrere Eigentumswohnungen 
bzw. Eigentumshäuser nach dem Wohnungseigentumsgesetz. 
 

2.7 Höchstzulässige Zahl von Wohnungen in Wohngebäuden  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

 Auf den Fla c̈hen, fu r̈ die der Bebauungsplan nur eine Bebauung mit Einzel- und Doppel-
haüsern sowie mit Hausgruppen zula¨ sst (Nr. 1 und 2) ist auf Baugrundstu¨ cken mit einer 
Grundstuc̈ksgroß̈e unter 250 m ² nur eine Wohnung zula s̈sig. Bei Grundstu c̈ksgroß̈en von 
250 m² und mehr s ind zwei Wohnungen zulas̈sig.  
 
Ausgenommen hiervon sind die Bereiche WA 3 und 4, hier ist Geschosswohnungsbau 
und somit mehr Wohnungen vorgesehen. 
 

2.8 Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 

 Die als öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ festgesetzten 
Flächen dienen als Spiel- und Kommunikationsfläche der Erholungsnutzung für die Allge-
meinheit. Zulässig s ind zweckgebundene bauliche Anlagen (wie z.B. Spielgeräte und 
Bänke) sowie Fußwege, sofern sie in einer wasserdurchlässigen Bauweise hergestellt 
werden. Ferner zulässig sind Anlagen zur Versickerung. 
 

2.9 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

2.9.1 Oberflächenbefestigung: Befestigte, nicht überdachte Flächen der Baugrundstücke sowie 
private Stellplätze sind mit Ausnahme der Zu- und Abfahrten, soweit wasserwirtschaftliche 
Belange nicht entgegenstehen, wasserdurchlässig auszuführen; ebenso sind öffentliche 
Stellplätze, Fuß- und Radwege sowie Wege- und Platzflächen innerhalb öffentlicher Grün-
flächen mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen. Als wasserdurchlässige Beläge 
gelten u.a. wasserdurchlässige Pflastersysteme, Porenpflaster, Pflasterbeläge mit einem 
Fugenanteil von mindestens 20 % und Einfachbefestigungen wie z.B. Schotterrasen und 
wassergebundene Wegedecken. 
 

2.9.2 Grundstücksfreifläche: Mindestens 30 % der Grundstücksfreiflächen sind mit Laubgehöl-
zen der Artenlisten 1-3 (Ziffer 2.12) zu bepflanzen. Der Bestand und die gemäß den 
zeichnerischen Festsetzungen anzupflanzenden Bäume und Sträucher werden ange-

rechnet. Es gilt: 1 Baum / 100 m², 1 Strauch / 5 m². Der Anteil an Koniferen wird auf max. 
10% begrenzt.  
 

2.9.3 Zur Straßenbeleuchtung sind Natriumdampf-(Nieder-)Drucklampen mit UV-armen 

Lichtspektren und geschlossenem Gehäuse oder LED-Lampen zu verwenden, deren An-
lockung auf Insekten gering ist. 

 
2.10 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 

2.10.1 Fläche A (K2), Flur 9, Flurstück 181/1, Fläche C (K2), F lur  9 , F lurstück 109 (tlw.) 
Fläche E (K2), F lur  9 , Flurstüc k 119, Fläche F (K 2), Flur 36, Flurstücke 122/6 und 
123/6, Fläche G (K 2) , Flur  9, Flurstück 100/1: 
 
Entwick lungs ziel : Streuobstwiese 
 
Maßnahmen: U mwandlung der  Fläche durch Einsaat der  Ackerfläche mit autochtho-
nem  (gebietsheimischen)  Saatgut mit Ar ten der Glatthaferwiesen. In den ersten dre i 
Jahren zum  N ährstoffentzug dre imal jährlic h M ahd im  Mai, Ju li und September . Da-
nach er folg t e ine zweischürige Mahd im  Juni und September. Das Mähgut ist abzu-
fahren. E ine Düngung ist nicht zu lässig. Auf der F läc he sind m it m indestens 8 m  
Pflanzabstand Hochstam m-Obstbäum e zu pflanzen und dauerhaft zu pflegen. Ausfä lle  
sind durch Nachpflanzungen zu ersetzen. 
 

2 .10.2 Fläche B (CEF-1), F lur  9, Flurstück  109 (tlw.): Erhaltungs- und Entwicklungszie l: W ald  
 
Maßnahmen: W aldstilllegung und Anbr ingen von künstlichen N isthil fen (vg l. 
CEF-M aßnahm e 1)  
 

2 .10.3 Fläche D (K 5), Flur 35, Flurstücke 44, 45, 46, 47 und 80: Entwicklungszie l: Neuanlage 
e ines Feldgehölzes 
 
Maßnahmen: Neuanlage e ines Feldgehölzes (9.348 m²). Die Ar ten sind entsprec hend 
der heutigen potenziellen Vegetation aus den Ar tenl isten 2 und 3 der textlichen Fest-
setzungen auszuwählen. 
 

2 .10.4 Fläche H  (K 6), Fl. 10, Flst. 208: Regeneration und Erw eiterung des Kamm molchhabi-
tates „Hundsteich“ 
Die F läche ist als Lebensraum  für Vögel und Am phib ien, insbesondere den Kamm -
m olch, zu erhal ten. H ierzu sind der  Streuobstbestand im N orden, d ie Gehölze am  
Teich und an den Böschungen und der zentra l gelegene Flachwasser te ich zu schüt-
zen, zu entwick eln und dauerhaft zu sic hern. Die Obstbäume sind fachgerecht zu 
pflegen. 
Das Grundstück  ist entlang se iner östlichen Grenze m it e iner im  lichten 0,3-0,4 m  ho-
hen W inkelstützwand aus Beton-Fer tige lementen vom  angrenzenden Radweg so e in-
zufassen, dass bodengebundene Kle intiere (Am phib ien, Kleinsäuger) den Radw eg 
n icht oder nur s ehr erschwert erre ichen können, das Passieren des W eges von Osten 
m it dem Ziel H undste ich aber m öglich bleib t. E in rd. 0 ,5 m bre iter Stre ifen w estlic h der  
W inkelstützwand ist e inmal im  J ahr (zw ischen 1. Oktober  und 28. Februar)  mitte ls 
Fre ischneider  abzum ähen. Schni ttgut und Laub sind von dem Strei fen zu entfernen. 
Unterhalb, d.h. westlich der  W ink elstützw and ist e in  rd. 1,5 m  brei ter und im  Ergebnis 
m ind. 0 ,5 m  hoher  Wall aus Schnittgut D ornen tragender Sträucher aufzuschichten und 
durch Tr itt zu verd ichten. Verwendet werden sol len bereits abgestorbene Triebe von 
Rosen, W eißdorn, Z wetschge und Schlehe. Bei le tztgenannten ist darauf zu achten, 
dass das Geäst ke ine Früchte mehr  aufweist, um die Ans iedlung von Schlehen oder  
Pflaumenaufwuchs zu vermeiden. 

 

 Der bestehende Flachwasserteich ist in seiner gesamten Ausdehnung von rd. 890 m² 
an das Niederschlags-Entwässerungssystem des Baugebiets anzuschließen und damit 
eine dauerhafte Wasserführung sicherzustellen. Der Eintrag verunreinigten Wassers 
ist auszuschließen. Für Umsetzung und Unterhaltung gelten folgende, in Abstimmung 
mit der Unteren Naturschutzbehörde bei Bedarf modifizierbare Vorgaben: 

- Zieleinstau: 94,0 m ü. NN. 
- Voraussichtlich einzuhaltende Einleitemenge bei Anspringen der Nieder-

schlagsentwässerung: 1 l/s  
- Manuell einleitbarer Rückstau im System: 3-5 cbm Wasser 
- Manuell absperrbarer Zulauf 
- Zuleitung ab Böschung in offenem Graben (max. Tiefe 0,3 m) mit Teilverriese-

lung im unteren Bereich des Geländes auf rd. 100-150 m² 
Vorlaufend zum Anschluss an das Entwässerungssystem ist der Oberboden (insbes. 
die Grasnarbe) im unteren Teil des Teiches (südlich des Steinriegels) sorgsam abzu-
tragen und aus dem Gebiet abzufahren. 
Alle baulichen Maßnahmen sind unter ökologischer Baubegleitung durchzuführen. Es 
gelten die Vorgaben zur Durchführung und Bauzeitenregelung aus dem Fachbeitrag: 
Stadt Heppenheim. Bebauungsplan „Nordstadt II“. Tierökologische Untersuchung zur 
Erfassung des Kammmolches (Triturus cristatus) am „Hundsteich“ in der Gem. Hep-
penheim, Fl. 10, Flst. 208 „In den langen Mahden“. Abschlussbericht und Artenschutz-
rechtliche Konzeption für den Bebauungsplan. Stand: 16. März 2016. 

 
2.11 Bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 

Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 BauNVO) 
 

2.11.1 An der Grundstücksgrenze der privaten Baugrundstücke zur Darmstädter Straße (B3) 
ist eine Lärmschutzwand mit einer Höhe von 3,5 m über Fahrbahnoberkante B 3 zu 
errichten (vgl. Planzeichnung). 
 

2.11.2 Passiver Schallschutz für schutzbedürftige Räume 
 

 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind aufgrund von Verkehrslärmimmissio-
nen für Räume, die nicht nur dem vorübergehenden Aufenthalt von Personen dienen, 
bauliche Vorkehrungen zum Lärmschutz zu treffen. 
Zum Schutz gegen Außenlärm ist nachzuweisen, dass die Fassadenbauteile (d.h. 
Fenster, Außenwände und Dachflächen) schutzbedürftiger Räume von Gebäuden die 
Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen nach den Tabellen 8 
und 9 der DIN 4109 vom November 1989 – Schallschutz im Hochbau, Anforderungen 
und Nachweise - für die im Bebauungsplan ausgewiesenen Lärmpegelbereiche [LPB 
II, III, IV und V] erfüllen. 
 

 Innerhalb des Lärmpegelbereiches V muss die Luftschalldämmung der Außenbauteile 
bei Aufenthaltsräumen in Wohnungen R'w,res = 50 dB, innerhalb des Lärmpegelberei-
ches IV R'w,res = 40 dB, innerhalb des Lärmpegelbereiches III R'w, res = 35 dB und in-
nerhalb des Lärmpegelbereiches II R'w, res = 30 dB betragen.  
Die Einstufung der Baugebietsflächen in die Lärmpegelbereiche ist den Plandarstel-
lungen [Inselkarte 1] für schutzbedürftiqe Räume in Erdgeschossen und der Plandar-
stellung [Inselkarte 2] für Obergeschosse/Dachgeschosse zu entnehmen. 

 

 Inselkarte 1 

 
 
 

 
 
Erdgeschoss 

 

 Inselkarte 2 

 
 

 
 
 
Obergeschosse / Dachgeschosse 

 

 Zusätzlich zu den Anforderungen nach DIN 4109 gilt aufgrund der zur Nachtzeit 
auftretenden Lärmimmissionen des Schienenverkehrs die Regelung für Schlafräume 
und Kinderzimmer, dass die Ableitung der Anforderungen zum passiven Schallschutz 
auf der Grundlage der Zuordnung der Baugebietsfläche in die Lärmpegelbereiche der 
Tageszeit um 
 plus 2 Lärmpegelbereiche höher für die Dimensionierungsberechnungen für 

Fenster/Fassaden und Dachflächen für diese Räume in Obergeschossen und 
Dachgeschossen und 

 plus 1 Lärmpegelbereich höher für diese Räume in Erdgeschossen anzusetzen 
sind. 

 
 Die Zuordnung/Einstufung der jeweiligen Grundstücke mit den erhöhten Dimensio-

nierungsvorqaben für Schlafzimmer und Kinderzimmer enthalten die Plankarten [In-
selkarte 3] für Schlafräume/Kinderzimmer in Erdgeschossen bzw. die Plankarte [In-
selkarte 4] für Obergeschosse/ Dachgeschosse. 
 

 Inselkarte 3 

 
Erdgeschoss 

 

“LPB IV“ 
erf. R`w.res = 40 dB 

“ LPB V“ 
erf. R`w.res = 45 dB 

“LPB VI“ 
erf. R`w.res = 50 dB 

“LPB IV“ 
erf. R`w.res = 40 dB 

 Inselkarte 4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Obergeschosse / Dachgeschosse 

 

“LPB VI“ 
erf. R`w.res = 50 dB 

“LPB V“ 
erf. R`w.res = 45 dB 

“LPB IV“ 
erf. R`w.res = 40 dB 

 Für Räume, die dem Daueraufenthalt im Nachtzeitraum dienen (Schlafräume/ Kinder-
zimmer), ist zusätzlich der Einbau von schallgedämmten Lüftungselementen im 
Lärmpegelbereich V und VI vorzusehen, im Lärmpegelbereich IV wird dies empfohlen. 
 

 Werden aufgrund der Bauweise vergleichbare Lüftungseinrichtungen (Lüftungsanla-
gen z.B. bei Gebäuden nach Passivhausstandard etc.) vorgesehen, kann auf die 
Verwendung schallgedämmter Lüftungselemente verzichtet werden. 
 

 Die DIN 4109 kann im Stadtplanungsamt der Kreisstadt Heppenheim eingesehen 
werden. 
 

 Die entsprechenden Untersuchungen sind im schalltechnischen Bericht P 14016-5 
vom 23.03.2016 der GSA Ziegelmeyer GmbH, 65549 Limburg enthalten. 
 

2.12 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB) 
 

2.12.1 Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind zu un-
terhalten und bei Absterben zu ersetzen; bei Baumaßnahmen sind s ie gegen Be-
schädigungen zu schützen. 
 

2.12.2 Straßenbäume Anpflanzung standortgerechter, stadtklimafester Laubbäume gemäß 
Artenliste 1 (Ziffer 2.13). Es ist eine als Pflanzinsel anzulegende Baumscheibe > 5 m² 
je Baum vorzusehen. Die Baumstandorte sind in der Planzeichnung auf der Grundla-
ge der geplanten Stellplätze dargestellt. Eine Verschiebung der Pflanzungen von bis 
zu 5 m gegenüber den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten ist zulässig. 
 

2.12.3 Parkanlage: Anpflanzung großkroniger, einheimischer Laubbäume gemäß Artenliste 2 
(Ziffer 2.13). Die Baumstandorte s ind in der Planzeichnung dargestellt. Eine Ver-
schiebung der Pflanzungen von bis zu 5 m gegenüber den in der Planzeichnung 
festgesetzten Standorten ist zulässig. Mindestens 25 % der Parkanlage ist mit 
Laubsträucher der Artenliste 2 zu bepflanzen. Hierbei gilt: 1 Strauch / 5 m². Das 
Grünland in den öffentlichen Grünflächen ist als Extensivgrünland durch eine natur-
nahe Ansaat zu entwickeln. Die Pflege erfolgt durch eine zweischürige Mahd im Juni 
und September. Das Mähgut ist abzufahren. Eine Düngung ist nicht zulässig. 
 

2.12.4 Eingrünung im Norden: Eingrünung im Norden (E/P): Anlage einer zweireihigen, frei-
wachsenden Hecke aus einheimischen und standortgerechten Bäumen und Sträu-
chern gemäß der Artenlisten 3 (Ziffer 2.13). Der Pflanzabstand der Sträucher beträgt 
max. 1,5 m. Die Bäume sind in unregelmäßigen Abstand in die Pflanzung zu integrie-
ren. Mindestens 80 % der Fläche ist insgesamt zu bepflanzen. Hierbei gilt: 1 Baum / 
25 m², 1 Strauch / 4 m². Der Anteil der Sträucher auf der zu bepflanzenden Fläche 
beträgt 65 %. Der Anteil der Bäume beträgt 35 %. 

 
2.12.5 Anpflanzung von standortgerechten Laubsträuchern im Süden und Westen: Bei An-

pflanzung nach Symbolen in der Plankarte (PlanzV´90 Ziffer 13.2.): Bei dem 
Strauchsymbol Anpflanzung von mindestens 5 Einzelpflanzen je Symbol (Artenliste 3, 
Ziffer 2.13). 

  

2.13 Artenliste 1 Straßenbäume: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., 16-18  

Acer campestre `Elsri jk` - Feldahorn 
Acer plantanoides `Columnare` - Spitzahorn, säulenförmig 
Aesculus hippocastum `Globusum` - Rosskastanie, kugelförmig 
Aesculus hippocastum `Pyramidalis  ̀ - Rosskastanie, pyramidal 
Crataegus x prunifolia ̀ Splendens´ - Weißdorn, pflaumenblättrig 
Pyrus calleryana ́ Chanticleer´ - Wildbirne 
Tilia cordata `Greenspi re´ - Stadtlinde 
Tilia cordata `Rancho´ - Winterlinde, klein 
 

Artenliste 2 Parkbäume und Sträucher:  

Parkbäume: Pflanzqualität mind. H., 3 x v., 16-18, 

Aesculus hippocastum - Rosskastanie 
Acer platanoides - Spitzahorn 
Fraxinus excelisor - Esche 
Juglans regia - Walnuss 
 

Quercus robur - Stieleiche 
Sorbus aucuparia - Eberesche 
Tilia cordata - Winterlinde 
Prunus avium - Vogelkirsche 
 

Sträucher: Pflanzquali tät mind. Str., v. 100-150, Sol.. 3xv 12-14 

Amelanchier div. spec. - Felsenbirne Magnolia div. spec. - Magnolie 
Buddleja div. spec. - Sommerflieder Malus div. Spec. - Zierapfel 
Buxus sempervirens - Buchsbaum Philadelphus div. spec. - Falscher Jasmin 

Chaenomeles div. spec. - Zierquitte Prunus div. Spec. - Kirsche, Pflaum 
Cornus florida - Blumenhartriegel Rosa div spec. - Rosen 
Cornus mas - Kornelkirsche Sorbus aria/intermedia - Mehlbeere 
Deutzia div. spec. - Deutzie Spiraea div. spec. - Spiere 

Forsythia x intermedia - Forsythie Syringa div. spec. - Flieder 
Hamamelis mollis - Zaubernuss Weigela div. Spec. - Weigelia 
Hydrangea macrophylla - Hortensie   

 Artenliste 3 Ortsrandeingrünung: (einheimische Gehölze)  

 Bäume: Pflanzqualitä t mind. H., 3 x v., 14-16 

 Acer campestre - Feldahorn 
Carpinus betulus - Hainbuche 
Malus sylvestris - Wildapfel 

Prunus avium -Vogelkirsche 
Pyrus communis - Wildb irne 
Sorbus aucuparia - Eberesche 

 Sträucher: Pflanzquali tät mind. Str., v. 100-150  

 Amelanchier ovailis. - Felsenbirne* 
Berberis vulgare - Berberitze* 
Cornus mas - Kornelkirsche* 
Cornus sanguinea - Hartriegel 
Corylus avellana. - Hasel 
Crataegus monogyna - Weißdorn 

Crataegus laevigata - Weißdorn 
Ligustrum vulgare - Liguster* 
Rosa canina - Hundsrose 
Rosa glauca - Essigrose 
Rosa rubiginosa - Weinrose 
Ribes uva-crispa - Stachelbeere 

 Die mit * gekennzeichneten Arten sind nicht für den Außenbereich geeignet. 

 

2.14 Zuordnung gem. § 9 Abs. 1a BauGB 
 

2.14.1 Den durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffen werden 1.111.563 minus 
23.115 = 1.088.448 Wertpunkte aus dem Ökokonto der Kreisstadt Heppenheim und 
der Öko-Agentur Hessen zugeordnet.  
 

 Ökokontofläche: Dauerhafte Nutzungseinstellung eines Teilbereiches des 
Stadtwalds: Gemarkung Heppenheim, Flur 58 Nr. 1 (teilw.); Aktenzeichen der 
Anerkennung der Maßnahme durch die UNB: II-6/1 – 149.29 (13/271) ha 
(15.04.2014), ergänzt durch das Schreiben I-6/1 – 149.29 (14/387) ha 
(19.01.2015); Aufwertung in Höhe von 921.021 Wertpunkten.  

 

2.14.2 Den durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffen werden die Maßnahmen nach 
2.10.4 Fläche H (K 6), Fl. 10, Flst. 208: Regeneration und Erweiterung des Kamm-
molchhabitates „Hundsteich“ mit insgesamt 23.115 Wertpunkten zugeordnet. 
 

 Von den Ausgleichsmaßnahmen (vgl. 2.14.1 und 2.14.2) entfällt ein Anteil von 19 % 
auf die künftigen Eingriffe in dem Allgemeinen Wohngebiet und von 81 % für die künf-
tigen Eingriffe im Bereich der öffentlichen Erschließungsstraßen. 
 
 
 
 

3 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
(Satzung gemäß § 81 Abs. 1 HBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 
 

3.1 Dachgestaltung (§ 81 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 

3.1.1 Dachform und Dachneigung im Allgemeinen Wohngebiet 
 

 Es sind nur symmetrisch geneigte Satteldächer und gegeneinander versetzte Pult-
dächer mit einer Dachneigung von 25° - 40° sowie Pultdächer mit einer durchgehen-
den Dachneigung von 10° - 25° zulässig. Flach geneigte Dächer unter 5° sind zuläs-
sig, wenn sie extensiv begrünt werden. 
Bei Nebengebäuden sind neben Dächern, die in Form und Konstruktion den Dächern 
der Hauptgebäude gleichen, auch flach geneigte Dächer unter 10° zulässig. 
 

3.1.2 Dacheindeckung und Anlagen zur aktiven Nutzung von Solarenergie 
 

 Zulässig sind nicht spiegelnde oder reflektierende Materialien in den Farbtönen Rot, 
Braun und Anthrazit. Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sind zulässig. 
 

3.1.3 Dachaufbauten, Dacheinschnitte und Dachflächenfenster 
 

 Dachgauben, Dachflächenfenster und Dacheinschnitte müssen einen Mindestabstand 
von 1,25 m zur Giebelwand aufweisen. Die Gesamtbreite mehrerer Dachaufbauten 
und Dacheinschnitte darf maximal 2/3 der jeweiligen Trauflänge, gemessen an der 
Gebäudeaußenwand, betragen.  
Der First von Dachaufbauten bzw. die Oberkante von Dacheinschnitten muss min-
destens 0,90 m unter der Oberkante des Firstes der Hauptdachfläche liegen. Gauben 
in zweiter Reihe sind nicht zulässig.  
 

3.2 Doppelhäuser und Hausgruppen 
 

 Dachform, Dachgauben und Dacheindeckungen müssen je Gebäude oder Haus-
gruppe in Form und Material einheitlich ausgeführt werden. 
 

3.3 Einfriedungen (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 
 

 Es sind ausschließlich offene Einfriedungen und Hecken bis zu einer Höhe von ma-

ximal 1,20 m zulässig. Ein Mindestbodenabstand von 10 cm ist einzuhalten. 
Bei Doppelhäusern und Hausgruppen ist auf der zwischen den Häusern liegenden 
Grundstücksgrenze ein Sichtschutz aus Holz oder Mauerwerk bis zu einer Höhe von 
2,30 m und bis zu einer maximalen Länge von 4,0 m ab gartenseitiger Gebäudekante 
des Wohnhauses zulässig; die zulässige Höhe ist dabei auf die Höhe des gartensei-
tigen Erdgeschoss-Fertigfußbodens zu beziehen. Diese Festsetzung gilt nicht für 
Vorgärten.  

 
3.4 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 81 Abs. 1 Nr. 3 HBO) 

 
 Stellplätze für bewegliche Abfall- und Wertstoffbehälter sind entweder in die jeweili-

gen Gebäude zu integrieren oder durch Anpflanzungen mit Schnitthecken oder 
Laubsträuchern zu begrünen bzw. durch Pergolen abzuschirmen.  
 

3.5 Stellplätze (§ 81 Abs. 1 Nr. 4 und 5 HBO) 
 

3.5.1 Auf öffentlichen und privaten Parkplätzen im öffentl ichen Straßenraum mit mehr als 
vier ebenerdigen Stellplätzen ist für je vier Stellplätze ein großkroniger Laubbaum 
gemäß Artenliste 1 (Ziffer 2.12) auf Pflanzstreifen mit einer Mindestbreite von 2,5 m 
oder Baumscheiben mit mindestens 6,0 m² unversiegeltem Boden zu pflanzen. 
 

3.5.2 Pkw-Stellplätze sind (vorbehaltlich der Bodeneignung) in wasserdurchlässiger Weise 
mit Rasenkammersteinen, Schotterrasen oder Pflaster zu befestigen. 
 

3.6 Fassadenbegrünung (§ 81 Abs. 1 Nr. 4 und 5 HBO) 
 

 Gebäudeaußenseiten, bei denen der Flächenanteil von Wandöffnungen kleinergleich 
10 % beträgt, sind mit ausdauernden Kletterpflanzen (z.B. Blauregen, Echter Wein, 
Knöterich, Kletterrosen, Kletterhortensie) zu begrünen.  

 
 
 
 

 

4 
 

Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 
 

4.1 Stellplatzsatzung 
 

 Die Garagen und Stellplätze betreffenden Festsetzungen werden subsidiär durch die 
Vorschriften der Stellplatzsatzung der Kreisstadt Heppenheim in der zum Zeitpunkt 
der Bauantragstellung geltenden Fassung ergänzt. 
 

4.2 Zisternensatzung 
 

 Es gelten die Vorgaben der „Satzung über das Sammeln und Verwenden von Nie-
derschlagswasser in der Kreisstadt Heppenheim“ in der jeweils gültigen Fassung.  
 

4.3 Verwertung von Niederschlagswasser 
 

4.3.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine 
Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet wer-
den, soweit dem weder wasserrechtl iche noch sonstige öffentlich-rechtl iche Vor-
schriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 
WHG).  

 
4.3.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, 

verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht 
entgegenstehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 
 

4.4 Bodendenkmäler 
 

 Werden bei Erdarbeiten Bau- oder Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Lan-
desamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der 
Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fund-
stelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand 
zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu 
schützen (§ 20 HDSchG). 
 

4.5 Errichtung von Doppelhäusern 
 

 Bei der Errichtung einer Doppelhaushälfte an der Grundstücksgrenze wird die Ein-
tragung einer Anbaulast auf dem Nachbargrundstück erforderlich. Hierdurch wird 
vermieden, dass auf dem Nachbargrundstück trotz einer bereits an der Grenze er-
richteten Doppelhaushälfte ein Einzelhaus mit seitlichem Grenzabstand errichtet wird.  
 

4.6 Altlasten 
 

 Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf orga-
noleptische Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, 
die den Verdacht einer schädlichen Bodenverunreinigung begründen, sind diese um-
gehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung 
Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dez. IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. 
Darüber hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 
 

4.7 Entsorgen von Böden 
 

 In den bindigen Schichten ist mit erhöhten Gehalten an Arsen und Thallium zu rech-
nen. Daher ist Aushubmaterial vor dem Verbringen zu untersuchen und abfallrechtlich 
einzustufen (siehe Merkblatt „Entsorgung von Bauabfällen“ der hessischen Regie-
rungspräsidien, Stand 15.05.2009). 
 

4.8 Anforderungen an den Bodenaushub  
 

 Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Ver-
nichtung und Vergeudung zu schützen. Die Bodenarbeiten sind gemäß DIN 18300 
und DIN 18915 durchzuführen. Bodenaushub ist im Nahbereich wieder einzubauen. 
Außerdem wird empfohlen, den Boden auf zukünftigen Vegetationsflächen vor Auf-
trag des Mutterbodens (Oberbodens) tiefgründig zu lockern. 
 

4.9. 
 

Bodenbeschaffenheit 

 Der westliche Teil des Plangebietes ist geprägt von dem Rest des alten Flußlaufs 
(Neckarschleife), dessen Böden im Wesentlichen aus tonigem, auch feinsandigem 
Schluff, in Wechsellagerung mit fettem meist grauem Schlick (Ton) und mächtigen 
Torflagen bestehen. In diesen Bereichen kann ein erhöhter Aufwand bei der Grün-
dung der Gebäude auftreten. 
Das Baugrundgutachten IBEG, Darmstadt vom 18.07.2014 kann bei der Kreisstadt 
Heppenheim eingesehen werden.  

 
4.10 Baufreihaltezone 

 
 Längs der Bundesfernstraßen dürfen gemäß § 9 Abs. 1 FStrG nicht errichtet werden: 

 
1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 40 Meter bei Bundesautobahnen 

und bis zu 20 Meter bei Bundesstraßen außerhalb der zur Erschließung der an-
liegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen 
vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, 

2. bauliche Anlagen, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grund-
stücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten oder Zugänge an 
Bundesstraßen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen. 

 
Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für Aufschüttungen oder Abgrabungen größeren Um-
fangs. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.  
 

4.11 Artenschutz 
 

4.11.1 Rodungs- und Baufeldbefreiung 
 

 Aufgrund des Bebauungsplans zulässige Rodungen von Gehölzen dürfen nur im 
Zeitraum vom 01.10. bis 28.02. durchgeführt werden.  
Gehölze mit Baumhöhlen dürfen nur vom 01.10. bis 01.02. gerodet werden. 
Beim Abriss von Gartenhütten ist auf Fledermausquartiere zu achten. Der Abriss der 
Gartenhütten ist sowohl außerhalb der Wochenstubenzeit bzw. vor und nach dem 
Aufsuchen der Winterquartiere durchzuführen (Abriss im März/April oder Oktober 
eines Jahres). Gartenhütten sind vor der Niederlegung im Frühjahr auf Vogelbruten 
zu kontrollieren. Sollten Vogelbruten festgestellt werden, darf die Niederlegung erst 
nach Abschluss der Brutzeit und dem Ausfliegen der Jungvögel erfolgen. Eventuell 
vorhandene Tiere sind in Ersatzquartiere umzusiedeln. Im Falle einer nicht zu ver-
meidenden Umsiedlung ist eine artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung bei 
der Unteren Naturschutzbehörde einzuholen. Zur Vermeidung der artenschutzrechtli-
chen Verbotstatbestände (z.Zt. § 44 BNatSchG) wird bei der Ausführung eine ökolo-
gische Baubegleitung empfohlen. 
 

4.11.2 Nistkästen 
 

 Für den Verlust von Habitatbäumen sind insgesamt 85 Nistkästen aufzuhängen. Es 
sind 43 Nistkästen für Vögel und 42 Nistkästen für Fledermäuse anzubringen: 

 13 Vogel-Großraumnisthöhlen auf Flurstück Flur 9 Nr. 109 und 30 Stck. auf 
den Flurstücken Flur 10 Nr. 188/1 und 208. 

 10 Fledermausflachkasten und 32 Fledermaushöhlen, davon 12 Stck. auf 
Flurstück 109 und 30 Stck. auf den Flurstücken 188/1 und 208. 

Zur Vermeidung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände (z.Zt. § 44 
BNatSchG) wird bei der Ausführung eine ökologische Baubegleitung empfohlen. 
 

 Das Flst. 109 ist Wald i.S. von § 2 HWaldG und wurde entsprechend im Bebauungs-
plan festgesetzt. Kompensations- und CEF- Maßnahmen im Wald bedürfen der Zu-
stimmung des Waldeigentümers.  

4.11.3 Hinweis zum Artenschutz nach § 44 Abs. 1 BNatschG: Bei der Umsetzung des Be-
bauungsplans oder auch bei späteren Abriss-, Umbau- oder Sanierungsarbeiten darf 
nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) geregelten Verbote zum 
Artenschutz verstoßen werden, die unter anderem für alle europäisch geschützten 
Arten gelten. Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es unter anderem verboten, Tiere dieser 
Art zu verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören. Bei Zuwiderhandlungen drohen die 
Bußgeld- und Strafvorschriften der §§ 69 und 71a BNatSchG. Die artenschutzrechtli-
chen Verbote gelten unabhängig davon, ob die bauliche Maßnahme genehmigungs-
pfl ichtig ist oder nicht. 
 

4.12 Kampfmittelbelastung 
 

 Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat 
ergeben, dass sich das Plangebiet (Plankarte 1, Allgemeines Wohngebiet) in einem 
Bombenabwurfgebiet befindet. Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen 
Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden.  
In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende 
Maßnahmen bis zu einer Tiefe von min. 4 Metern durchgeführt wurden, sind keine 
Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine systema-
tische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel, ggf. nach Abtrag des Oberbodens) 
vor Beginn der geplanten Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grund-
stücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. 
 
Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wegen Auffüllungen, Versiege-
lungen oder sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen wei-
tere Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Maßnahmen erforderlich. 
 

4.13 Pflanzmaßnahmen und Schutz von Pflanzen gegen Beeinträchtigungen bei 
Baumaßnahmen 
 

 Zum Erhalt sowie zur Anpflanzung festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Be-
pflanzungen (vgl. 2.12.1 – 5) sind fachgerecht zu pflegen, zu erhalten und bei Ausfäl-
len zu ersetzen; bei Baumaßnahmen sind sie gemäß DIN 18920 durch entsprechen-
de Schutzmaßnahmen gegen Beeinträchtigungen zu schützen. 
 

4.14 Freiflächenplan 
 

 Sowohl für das bauaufsichtliche Genehmigungsverfahren als auch für die Genehmi-
gungsfreistellung nach § 56 HBO ist den Antragsunterlagen ein Freiflächenplan bei-
zufügen (siehe auch Bauvorlagenerlass). Dieser stellt die geplante Nutzung der Frei-
flächen nach Art, Lage und Größe dar, d.h. mit allen gemäß Bebauungsplan vorge-
sehen Bepflanzungen, den versiegelten, befestigten und begrünten Flächen, den 
Verkehrsflächen etc.  
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